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B e k a n n t m a c h u n g 

 
Außenbereichssatzung für den Siedlungsbereich „Brink“ im Ortsteil Südlohn Satzungs-

beschluss 

 
Der Rat der Gemeinde Südlohn hat in seiner Sitzung am 09.02.2022 die Außenbereichssatzung für 

den Siedlungsbereich „Brink“ im Ortsteil Südlohn gem. § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen. 
Die Außenbereichssatzung für den Siedlungsbereich „Brink“ im Ortsteil Südlohn wird hiermit gemäß 

§ 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt gemacht.  

 
Hinweise 

 
Es wird auf die Rechtsfolgen nach § 215 BauGB bezüglich der Fristen für die Geltendmachung der 

Verletzung von Verfahrens und Formvorschriften sowie von Mängeln in der Abwägung hingewiesen. 
Unbeachtlich werden  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-

rens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 

Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 
Gleichzeitig wird auf die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen gem. § 44 

BauGB hingewiesen. Danach kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn 
die in den §§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fällig-

keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich beim 

Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb 
von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die oben bezeichneten Vermögensnachteile 

eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.  
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen (GO NM) i.d. Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S.666, zuletzt ge-

ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Juni 2008 (GV. NRW. S. 514), in der derzeit gültigen 
Fassung,  eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der GO NW beim Zustandekom-

men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn 

 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, oder 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

 
Die Außenbereichssatzung für den Siedlungsbereich „Brink“ im Ortsteil Südlohn wird hiermit gemäß 

§ 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt gemacht.  
 

Die Außenbereichssatzung für den Siedlungsbereich „Brink“ im Ortsteil Südlohn der Gemeinde Süd-

lohn mit Begründung liegt ab sofort während der Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Südlohn, 
- OT Oeding -, Zimmer 1.7, Winterswyker Straße 1, 46354 Südlohn, zu jedermanns Einsicht öffent-

lich aus. Die Satzung tritt gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
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Übersichtsplan, o.M.  

 

 
 

Südlohn, 14.02.2022         
 

 
 

Werner Stödtke  
Bürgermeister 
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B e k a n n t m a c h u n g 

 
3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 08a "Am Großen Hof" im Ortsteil 

Oeding 

Satzungsbeschluss 
 

Der Rat der Gemeinde Südlohn hat in seiner Sitzung am 09.02.2022 die 3. vereinfachte Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 08a "Am Großen Hof" im Ortsteil Oeding gem. § 10 Abs. 1 BauGB als 

Satzung beschlossen. 

 
Die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 08a "Am Großen Hof" im Ortsteil Oeding 

wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt gemacht.  
 

Hinweise 
 

Es wird auf die Rechtsfolgen nach § 215 BauGB bezüglich der Fristen für die Geltendmachung der 

Verletzung von Verfahrens und Formvorschriften sowie von Mängeln in der Abwägung hingewiesen. 
Unbeachtlich werden  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 

Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 

Gleichzeitig wird auf die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen gem. § 44 

BauGB hingewiesen. Danach kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn 
die in den §§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fällig-

keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich beim 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb 

von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die oben bezeichneten Vermögensnachteile 

eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.  
 

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NM) i.d. Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S.666, zuletzt ge-

ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Juni 2008 (GV. NRW. S. 514), in der derzeit gültigen 

Fassung,  eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der GO NW beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-

macht werden kann, es sei denn 
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,  
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden,  

c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, oder  

d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 

3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 08a "Am Großen Hof" im Ortsteil Oeding wird 
hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt gemacht.  

 
Die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 08a "Am Großen Hof" im Ortsteil Oeding der 

Gemeinde Südlohn mit Begründung liegt ab sofort während der Dienststunden im Rathaus der Ge-
meinde Südlohn, - OT Oeding - , Zimmer 1.7, Winterswyker Straße 1 , 46354 Südlohn, zu jeder-

manns Einsicht öffentlich aus. Der Bebauungsplan tritt gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB mit dieser 

Bekanntmachung in Kraft. 
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Übersichtsplan, o.M.  
 

 
 

Südlohn, 14.02.2022         
 

 
 

Werner Stödtke  
Bürgermeister 
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Bekanntmachung: 
 

Widmungsverfügung 
 

Folgende Straßen im Gebiet der Gemeinde Südlohn sind endgültig hergestellt und werden gem. § 6 
des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 23. September 1995 (GV NW S. 1028, 1996 S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 

327), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 09. November 2021 (GV. NRW. S. 1201), 
dem öffentlichen Verkehr als „Gemeindestraßen“ gewidmet: 

 

• Teilabschnitt Woorteweg 
 

 

 
 

 

• Teilabschnitt Robert-Bosch-Straße 
 

 

 
 

Diese Straßen werden dem öffentlichen Verkehr als „Gemeindestraßen“ gewidmet. 
 

Träger der Straßenbaulast dieser Straßen ist gem. § 47 StrWG NRW die Gemeinde Südlohn. 
 

Die Widmung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht und tritt am Tage nach Ihrer Bekanntgabe in 

Kraft. 
 



Seite 7: Amtsblatt der Gemeinde Südlohn Nr. 27_3 vom 14.02.2022 
_____________________________________________________________________________________________________ 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

Gegen diese Widmung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage beim Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 38, 48147 Münster, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Ge-
richts erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den 
Streitgegenstand bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben wer-
den. 

 

Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments an die 
elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Do-
kument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person verse-
hen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem siche-
ren Übermittlungsweg gemäß § 55a Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeig-
neten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßga-
be der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektroni-
schen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fassung. 

 
 

Hinweis: 

 

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de 

 
 

Südlohn, 14.02.2022 
 

 
 
Werner Stödtke  
Bürgermeister 

 

http://www.justiz.de/


Seite 8: Amtsblatt der Gemeinde Südlohn Nr. 27_3 vom 14.02.2022 
_____________________________________________________________________________________________________ 

Bekanntmachung über die Offenlegung bei Liegenschaftsvermessungen 
§ 21 ‚ Abs. 5 Vermessungs- und Katastergesetz - VermKatG NRW 

Gemeinde Südlohn, Gemarkung Südlohn 
 

Gemäß § 21, Abs.  5 Vermessungs- und  Katastergesetz -  VermKatG NRW in der derzeit  geltenden  
Fassung wird folgendes bekannt gemacht:  
 
Offenlegung bei Liegenschaftsvermessungen 
Bekanntgabe der Abmarkung von Grundstücksgrenzen 
 
Die Grenzen der Grundstücke Gemeinde Südlohn, Gemarkung Südlohn, Flur 21, Flurstück 386 sind 
von mir vermessen worden. Der Grenzniederschrift wurde aufgrund der Corona-Pandemie ohne 
Grenztermin am 3.2.2022 geschlossen.  
 
Für das angrenzende Gewässerflurstück Gemeinde Südlohn, Gemarkung Südlohn, Flur 21, Flur-
stück 386 sind im Liegenschaftskataster „Die Anlieger" nachgewiesen.  
 
Hiermit wird Ihnen Gelegenheit gegeben, sich über die Abmarkung Ihrer Grundstücksgrenzen un-
terrichten zu lassen und hierzu Ihre Zustimmung zu erklären. 

Aufgrund des § 21 Abs. 5 des Vermessungs- und Katastergesetzes NRW (VermKatG NRW) gebe ich 
Ihnen hiermit die Abmarkung Ihrer Grundstücksgrenzen bekannt.   

Die zugehörige Grenzniederschrift kann während der unten aufgeführten Dienststunden unter 
Einhaltung von Abstands- und Hygienevorschriften in der Geschäftsstelle des Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs Felix Gesing, Albert-Schweitzer-Straße 12, 46325 Borken 

 
Dienststunden:  Montag - Donnerstag von 7:30-12:30 Uhr und 13:00-16:45 Uhr  

Freitag von 7:15-13:00 Uhr  
 
eingesehen werden. Die Offenlage erfolgt ab dem 21.2.2022 für den Zeitraum eines Monats. 

1. Belehrung über den Rechtsbehelf gegen die Abmarkung 

Gegen die Abmarkung kann innerhalb eines Monats nach Ablauf der Offenlegungsfrist Klage erho-
ben werden. 

Die Klage ist bei dem Verwaltungsgericht Münster, Manfred-von-Richthofen-Str. 8, 48145 Münster 
schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklä-
ren. Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektro-
nischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nord-
rhein-Westfalen – ERVVO VG/FG – (SGV.NRW.320) in der jeweils gültigen Fassung eingereicht wer-
den. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 
Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBl. S. 876) in der jeweils geltenden Fassung 
versehen sein und an die elektronische Poststelle (poststelle@vg-muenster.nrw.de) des Gerichts 
übermittelt werden. 

Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen der Klage und allen Schriftsätzen vorbehaltlich des § 
55a Abs. 2 Satz 2 Verwaltungsgerichtsordnung Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden (§ 81 VwGO). 

Falls die Frist zur Klageerhebung durch das Verschulden einer von Ihnen bevollmächtigten Person 
versäumt werden sollte, so würde deren Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
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Borken, den 11.2.2022 
 
gez. Dipl.-Ing. Felix Gesing, ÖbVI 
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